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Politische Erklärung der Tagung der Generalversammlung 
auf hoher Ebene über die Prävention und Bekämpfung 
nichtübertragbarer Krankheiten 

 Die Generalversammlung 

 verabschiedet die Politische Erklärung der Tagung der Generalversammlung auf ho-
her Ebene über die Prävention und Bekämpfung nichtübertragbarer Krankheiten, die dieser 
Resolution als Anlage beigefügt ist. 

 
 

Anlage 

Politische Erklärung der Tagung der Generalversammlung 
auf hoher Ebene über die Prävention und Bekämpfung 
nichtübertragbarer Krankheiten 

 Wir, die Staats- und Regierungschefs und Vertreter der Staaten und Regierungen, ver-
sammelt am 19. und 20. September 2011 bei den Vereinten Nationen, um uns mit der Prä-
vention und Bekämpfung nichtübertragbarer Krankheiten weltweit zu befassen, insbesonde-
re den damit verbundenen entwicklungsbezogenen und sonstigen Herausforderungen und 
den sozialen und wirtschaftlichen Auswirkungen vor allem für die Entwicklungsländer,  

1. erkennen an, dass die weltweite Belastung und Bedrohung durch nichtübertragbare 
Krankheiten eine der größten Herausforderungen für die Entwicklung im 21. Jahrhundert 
darstellt, die die soziale und wirtschaftliche Entwicklung überall auf der Welt untergräbt und 
die Erreichung der international vereinbarten Entwicklungsziele gefährdet; 

2. sind uns dessen bewusst, dass nichtübertragbare Krankheiten die Volkswirtschaften 
vieler Mitgliedstaaten bedrohen und zu einer Verschärfung der Ungleichgewichte zwischen 
Ländern und zwischen Bevölkerungen führen können; 

3. erkennen an, dass den Regierungen beim Vorgehen gegen das Problem der nichtüber-
tragbaren Krankheiten die Hauptrolle und die Hauptverantwortung zukommt und dass es 
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unbedingt notwendig ist, dass sich alle Sektoren der Gesellschaft für wirksame Maßnahmen 
zur Prävention und Bekämpfung nichtübertragbarer Krankheiten einsetzen und engagieren; 

4. erkennen außerdem an, welche wichtige Rolle der internationalen Gemeinschaft und 
der internationalen Zusammenarbeit dabei zukommt, die Mitgliedstaaten, insbesondere die 
Entwicklungsländer, zu unterstützen und deren Bemühungen zur wirksamen Bekämpfung 
nichtübertragbarer Krankheiten zu ergänzen; 

5. bekräftigen das Recht eines jeden auf das für ihn erreichbare Höchstmaß an körperli-
cher und geistiger Gesundheit; 

6. sind uns dessen bewusst, dass auf globaler, regionaler und nationaler Ebene dringend 
einschneidendere Maßnahmen zur Prävention und Bekämpfung nichtübertragbarer Krank-
heiten ergriffen werden müssen, um zur vollen Verwirklichung des Rechts eines jeden auf 
das für ihn erreichbare Höchstmaß an körperlicher und geistiger Gesundheit beizutragen; 

7. erinnern an die von der Generalversammlung der Vereinten Nationen erteilten ein-
schlägigen Mandate, insbesondere die Resolutionen 64/265 und 65/238; 

8. nehmen mit Anerkennung Kenntnis von dem Rahmenübereinkommen der Weltge-
sundheitsorganisation (WHO) zur Eindämmung des Tabakgebrauchs, bekräftigen alle von 
der Weltgesundheitsversammlung verabschiedeten einschlägigen Resolutionen und Be-
schlüsse über die Prävention und Bekämpfung nichtübertragbarer Krankheiten und un-
terstreichen, wie wichtig es ist, dass die Mitgliedstaaten auch weiterhin gegen die allgemei-
nen Risikofaktoren für nichtübertragbare Krankheiten angehen, indem sie den Aktionsplan 
2008-2013 für die Globale Strategie zur Prävention und Bekämpfung nichtübertragbarer 
Krankheiten, die Globale Strategie für Ernährung, Bewegung und Gesundheit und die Glo-
bale Strategie zur Bekämpfung des Alkoholmissbrauchs umsetzen; 

9. erinnern an die auf dem Tagungsteil auf hoher Ebene 2009 des Wirtschafts- und So-
zialrats der Vereinten Nationen verabschiedete Ministererklärung, in der dringende Maßnah-
men zur Umsetzung der Globalen Strategie der WHO zur Prävention und Bekämpfung 
nichtübertragbarer Krankheiten und des damit verbundenen Aktionsplans gefordert wurden; 

10. nehmen mit Anerkennung Kenntnis von allen Regionalinitiativen zur Prävention und 
Bekämpfung nichtübertragbarer Krankheiten, darunter die im September 2007 von den 
Staats- und Regierungschefs der Karibischen Gemeinschaft verabschiedete Erklärung  
„Uniting to stop the epidemic of chronic non-communicable diseases“ (Gemeinsam die  
Epidemie chronischer nichtübertragbarer Krankheiten aufhalten), die im August 2008 ver-
abschiedete Erklärung von Libreville über Gesundheit und Umwelt in Afrika, die im No-
vember 2009 von den Regierungschefs des Commonwealth verabschiedete Erklärung über 
Maßnahmen zur Bekämpfung nichtübertragbarer Krankheiten, die im Juni 2009 als Ergeb-
nis des fünften Amerika-Gipfels verabschiedete Erklärung, die im März 2010 von den Mit-
gliedstaaten der europäischen Region der WHO verabschiedete Erklärung von Parma über 
Umwelt und Gesundheit, die im Dezember 2010 verabschiedete Erklärung von Dubai über 
Diabetes und chronische nichtübertragbare Krankheiten in der Region Naher Osten und 
Nordafrika, die im November 2006 verabschiedete Europäische Charta zur Bekämpfung der 
Adipositas, der im Juni 2011 ergangene Aktionsaufruf von Aruba gegen die Adipositas und 
das im Juli 2011 verabschiedete Kommuniqué von Honiara zur Bewältigung der mit nicht-
übertragbaren Krankheiten verbundenen Herausforderungen in der pazifischen Region; 

11. nehmen außerdem mit Anerkennung Kenntnis von den Ergebnissen, einschließlich 
Ministererklärungen, der regionalen sektorübergreifenden Konsultationen, die die Weltge-
sundheitsorganisation in Zusammenarbeit mit Mitgliedstaaten und mit der Unterstützung 
und aktiven Beteiligung der Regionalkommissionen und anderer zuständiger Organisatio-
nen und Institutionen der Vereinten Nationen führte und die dazu dienten, im Einklang mit 
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Resolution 65/238 Beiträge zu den Vorbereitungen für die Tagung auf hoher Ebene zu leis-
ten; 

12. begrüßen die von der Russischen Föderation und der WHO am 28. und 29. April 2011 
in Moskau veranstaltete erste Globale Ministerkonferenz über gesunde Lebensführung und 
die Bekämpfung nichtübertragbarer Krankheiten und die Verabschiedung der Moskauer Er-
klärung und erinnern an die Resolution 64/11 der Weltgesundheitsversammlung; 

13. anerkennen die Führungsrolle der Weltgesundheitsorganisation als der in erster Linie 
zuständigen Sonderorganisation für Gesundheitsfragen, einschließlich ihrer mandatsmäßi-
gen Aufgaben und Funktionen auf dem Gebiet der Gesundheitspolitik, und bekräftigen, dass 
sie gegenüber der Arbeit der anderen zuständigen Einrichtungen der Vereinten Nationen, der 
Entwicklungsbanken und anderer regionaler und internationaler Organisationen beim koor-
dinierten Vorgehen gegen nichtübertragbare Krankheiten die Führungs- und Koordinie-
rungsrolle für die Förderung und Überwachung der weltweiten Maßnahmen zur Bekämp-
fung nichtübertragbarer Krankheiten innehat; 

 

Eine Herausforderung epidemischen Ausmaßes und ihre sozioökonomischen und  
entwicklungsbezogenen Auswirkungen 

14. nehmen mit tiefer Besorgnis davon Kenntnis, dass nach Angaben der WHO im Jahr 
2008 schätzungsweise 36 Millionen der weltweit 57 Millionen Sterbefälle auf nichtüber-
tragbare Krankheiten zurückzuführen waren, hauptsächlich auf Herz-Kreislauf-Erkrankun-
gen, Krebserkrankungen, chronische Erkrankungen der Atemwege und Diabetes, dass etwa 
9 Millionen Menschen vor Erreichen des 60. Lebensjahrs starben und dass fast 80 Prozent 
dieser Sterbefälle auf Entwicklungsländer entfielen; 

15. nehmen außerdem mit tiefer Besorgnis davon Kenntnis, dass nichtübertragbare 
Krankheiten zu den führenden Ursachen vermeidbarer Morbidität und damit einhergehender 
Behinderung zählen; 

16. sind uns ferner dessen bewusst, dass übertragbare Krankheiten, schwangerschaftsbe-
dingte und perinatale Komplikationen sowie Ernährungsdefizite gegenwärtig die häufigsten 
Todesursachen in Afrika sind, und stellen mit Besorgnis fest, dass sich aufgrund der rasch 
steigenden Inzidenz nichtübertragbarer Krankheiten, die im Jahr 2030 voraussichtlich die 
häufigste Todesursache sein werden, diese doppelte Krankheitslast verschärft, namentlich in 
Afrika; 

17. stellen ferner fest, dass es eine Reihe weiterer nichtübertragbarer Krankheiten und 
Leiden gibt, die durch ihre Risikofaktoren und die Notwendigkeit von prophylaktischen 
Maßnahmen, Reihenuntersuchungen, Behandlung und Versorgung mit den vier häufigsten 
nichtübertragbaren Krankheiten verbunden sind; 

18. sind uns dessen bewusst, dass psychische und neurologische Störungen, darunter die 
Alzheimer-Krankheit, eine häufige Morbiditätsursache sind und zur weltweiten Belastung 
durch nichtübertragbare Krankheiten beitragen und dass daher den Betroffenen gleicher Zu-
gang zu wirksamen Programmen und Interventionen der Gesundheitsversorgung eröffnet 
werden muss; 

19. stellen fest, dass Nierenerkrankungen, Erkrankungen von Mund und Rachen und Au-
genkrankheiten in vielen Ländern eine erhebliche Belastung darstellen und dass sie gemein-
same Risikofaktoren aufweisen und durch gängige Maßnahmen zur Bekämpfung nichtüber-
tragbarer Krankheiten ebenfalls eingedämmt werden können; 
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20. sind uns dessen bewusst, dass die häufigsten nichtübertragbaren Krankheiten mit ge-
meinsamen Risikofaktoren verbunden sind, nämlich mit Tabakgebrauch, Alkoholmiss-
brauch, einer ungesunden Ernährungsweise und Bewegungsmangel; 

21. sind uns dessen bewusst, dass Gesundheit und Lebensqualität durch die Lebensum-
stände und die Lebensführung beeinflusst werden und dass Armut, ungleiche Wohlstands-
verteilung, mangelnde Bildung, rasche Verstädterung und demografische Alterung sowie die 
wirtschaftlichen, sozialen, geschlechtsbedingten, politischen, verhaltens- und umweltbezo-
genen Determinanten von Gesundheit zu den Faktoren gehören, die zur steigenden Inzidenz 
und Prävalenz nichtübertragbarer Krankheiten beitragen; 

22. stellen mit ernster Besorgnis fest, dass der Teufelskreis, der dadurch entsteht, dass 
nichtübertragbare Krankheiten und ihre Risikofaktoren die Armut verschärfen und die Ar-
mut ihrerseits zur Ausbreitung nichtübertragbarer Krankheiten beiträgt, eine Bedrohung für 
die öffentliche Gesundheit und die wirtschaftliche und soziale Entwicklung darstellt; 

23. stellen mit Besorgnis fest, dass die rasche Ausbreitung nichtübertragbarer Krankheiten 
Menschen aller Altersgruppen ungeachtet ihres Geschlechts, ihrer Rasse und ihrer Einkom-
mensverhältnisse trifft, dass ferner die in Armut und in prekären Verhältnissen lebenden 
Menschen, insbesondere in den Entwicklungsländern, eine unverhältnismäßig hohe Last 
tragen und dass nichtübertragbare Krankheiten sich unterschiedlich auf Männer und Frauen 
auswirken können; 

24. stellen mit Besorgnis fest, dass die Adipositas in verschiedenen Regionen zunimmt, 
insbesondere bei Kindern und Jugendlichen, und stellen fest, dass die Adipositas, eine unge-
sunde Ernährungsweise und Bewegungsmangel eng mit den vier hauptsächlichen nichtüber-
tragbaren Krankheiten verbunden sind und mit höheren Kosten im Gesundheitswesen und 
verminderter Produktivität einhergehen; 

25. verleihen unserer tiefen Besorgnis darüber Ausdruck, dass Frauen einen unverhält-
nismäßig hohen Teil der Betreuungslast tragen und dass in einigen Bevölkerungsgruppen 
Frauen generell weniger körperlich aktiv sind als Männer, dass Frauen häufiger an Adiposi-
tas leiden und dass die Zahl der Raucherinnen in beunruhigendem Maß wächst; 

26. stellen außerdem mit Besorgnis fest, dass die Gesundheit von Müttern und Kindern 
unauflöslich mit nichtübertragbaren Krankheiten und deren Risikofaktoren verknüpft ist, 
insbesondere da vorgeburtliche Mangelernährung und niedriges Geburtsgewicht eine Anfäl-
ligkeit für Adipositas, hohen Blutdruck, Herzerkrankungen und Diabetes schaffen, und dass 
schwangerschaftsbegleitende Erkrankungen, beispielsweise Adipositas und Schwanger-
schaftsdiabetes, für Mutter und Kind mit ähnlichen Risiken verbunden sind; 

27. nehmen mit Besorgnis Kenntnis von den potenziellen Verbindungen zwischen nicht-
übertragbaren und einigen übertragbaren Krankheiten, wie etwa HIV/Aids, und fordern da-
zu auf, die Maßnahmen zur Bewältigung von HIV/Aids und nichtübertragbaren Krankhei-
ten gegebenenfalls zu integrieren und Menschen mit HIV/Aids, insbesondere in Ländern 
mit hoher HIV/Aids-Prävalenz, im Einklang mit den nationalen Prioritäten die entsprechen-
de Aufmerksamkeit entgegenzubringen; 

28. sind uns dessen bewusst, dass die durch ineffiziente Heiz- oder Kochvorrichtungen in 
Innenräumen verursachte Rauchbelastung zur Entstehung von Lungen- und Atemwegser-
krankungen beiträgt und diese Erkrankungen verschlimmern kann, wobei Frauen und Kin-
der in armen, auf die Nutzung der entsprechenden Brennstoffe angewiesenen Haushalten 
übermäßig stark betroffen sind; 

29. nehmen außerdem zur Kenntnis, dass sowohl zwischen den Ländern als auch inner-
halb von Ländern und Gemeinschaften erhebliche Ungleichgewichte bei der Belastung 
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durch nichtübertragbare Krankheiten und beim Zugang zu Maßnahmen zu ihrer Prävention 
und Bekämpfung bestehen; 

30. sind uns dessen bewusst, wie entscheidend wichtig es ist, die Gesundheitssysteme, 
namentlich die Gesundheitsinfrastruktur, die Humanressourcen im Gesundheitswesen und 
die Systeme des Gesundheits- und Sozialschutzes, insbesondere in den Entwicklungslän-
dern, zu stärken, um dem gesundheitlichen Versorgungsbedarf der Menschen mit nichtüber-
tragbaren Krankheiten wirksam und ausgewogen zu entsprechen; 

31. stellen mit ernster Besorgnis fest, dass nichtübertragbare Krankheiten und ihre Risiko-
faktoren zu einer erhöhten Belastung für den Einzelnen, die Familie und die Gemeinschaft, 
namentlich auch zu Verarmung infolge der Kosten für Langzeitbehandlung und -pflege, und 
zu einem Produktivitätsverlust führen, der das Haushaltseinkommen gefährdet und Produk-
tivitätseinbußen für den Einzelnen und seine Familie und für die Volkswirtschaften der Mit-
gliedstaaten verursacht, und dass nichtübertragbare Krankheiten auf diese Weise zu Armut 
und Hunger beitragen, was sich wiederum unmittelbar auf die Erreichung der international 
vereinbarten Entwicklungsziele, einschließlich der Millenniums-Entwicklungsziele, auswir-
ken kann; 

32. bekunden unsere tiefe Besorgnis über die fortbestehenden negativen Auswirkungen 
der Finanz- und Wirtschaftskrise, der stark schwankenden Energie- und Nahrungsmittel-
preise und der anhaltenden Probleme im Bereich der Ernährungssicherheit sowie über die 
zunehmenden Probleme, die durch den Klimawandel und den Verlust der biologischen Viel-
falt verursacht werden, und deren Auswirkungen auf die Bekämpfung und Prävention nicht-
übertragbarer Krankheiten und unterstreichen in diesem Zusammenhang die Notwendigkeit, 
rasch robuste, koordinierte und sektorübergreifende Maßnahmen zur Bewältigung dieser 
Auswirkungen zu unternehmen und dabei auf den laufenden Anstrengungen aufzubauen; 

 

Der Herausforderung begegnen: eine gesamtstaatliche und gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe  

33. sind uns dessen bewusst, dass die weltweit zunehmende Prävalenz nichtübertragbarer 
Krankheiten und der damit verknüpfte Anstieg der Morbidität und Sterblichkeit weitgehend 
verhütet und bekämpft werden können, wenn alle Mitgliedstaaten und sonstigen maßgebli-
chen Akteure auf lokaler, nationaler, regionaler und globaler Ebene kollektive, sektorüber-
greifende Maßnahmen treffen und wenn im Rahmen einer diesbezüglich verstärkten Ent-
wicklungszusammenarbeit den nichtübertragbaren Krankheiten höhere Priorität eingeräumt 
wird; 

34. sind uns dessen bewusst, dass die Prävention im Mittelpunkt der globalen Maßnah-
men zur Bekämpfung nichtübertragbarer Krankheiten stehen muss; 

35. erkennen außerdem an, wie entscheidend wichtig es ist, die Belastung des Einzelnen 
und der Bevölkerung durch die allgemeinen, beeinflussbaren Risikofaktoren nichtübertrag-
barer Krankheiten, wie Tabakgebrauch, ungesunde Ernährungsweise, Bewegungsmangel 
und Alkoholmissbrauch sowie deren Determinanten zu verringern und sie gleichzeitig stär-
ker in die Lage zu versetzen, sich für gesündere Alternativen zu entscheiden und eine ge-
sundheitsfördernde Lebensweise zu führen; 

36. sind uns dessen bewusst, dass nichtübertragbare Krankheiten nur dann wirksam ver-
hütet und bekämpft werden können, wenn der Staat die Führung übernimmt und sektor-
übergreifende Gesundheitskonzepte verfolgt, darunter gegebenenfalls die Einbeziehung von 
Gesundheitsfragen in alle politischen Maßnahmen und ein alle staatlichen Ebenen einbezie-
hendes Vorgehen in den Bereichen Gesundheit, Bildung, Energie, Landwirtschaft, Sport, 
Verkehrswesen, Kommunikation, Stadtplanung, Umwelt, Arbeit, Beschäftigung, Industrie 
und Handel, Finanzen sowie soziale und wirtschaftliche Entwicklung; 
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37. anerkennen den Beitrag und die wichtige Funktion, die alle maßgeblichen Akteure, 
darunter Einzelpersonen, Familien und Gemeinschaften, zwischenstaatliche Organisationen 
und religiöse Institutionen, die Zivilgesellschaft, Hochschulen, die Medien, Freiwilligen-
verbände und im Bedarfsfall der Privatsektor und die Industrie, leisten, um die einzelstaatli-
chen Anstrengungen zur Prävention und Bekämpfung nichtübertragbarer Krankheiten zu 
unterstützen, und sind uns dessen bewusst, dass eine verstärkte Koordinierung zwischen 
diesen Akteuren weiter unterstützt werden muss, damit diese Anstrengungen eine höhere 
Wirkung entfalten können; 

38. stellen fest, dass zwischen der Tabakindustrie und der öffentlichen Gesundheit ein 
grundlegender Interessenkonflikt besteht; 

39. sind uns dessen bewusst, dass die Inzidenz und die Auswirkungen nichtübertragbarer 
Krankheiten durch einen Ansatz, der evidenzbasierte, erschwingliche, kostenwirksame, be-
völkerungsweite und sektorübergreifende Interventionen vereint, weitgehend verhütet oder 
vermindert werden können; 

40. stellen fest, dass die Ressourcen, die zur Bekämpfung der durch nichtübertragbare 
Krankheiten verursachten Probleme auf nationaler, regionaler und internationaler Ebene 
eingesetzt werden, in keinem Verhältnis zum Ausmaß des Problems stehen; 

41. erkennen an, wie wichtig es ist, die auf Lokal-, Provinz-, National- und Regionalebe-
ne vorhandenen Kapazitäten auszubauen, um die nichtübertragbaren Krankheiten anzuge-
hen und wirksam zu bekämpfen, insbesondere in den Entwicklungsländern, und dass diese 
Aufgabe einen erhöhten und dauerhaften Einsatz personeller, finanzieller und technischer 
Ressourcen erfordern kann; 

42. erkennen an, dass es eines sektorübergreifenden, alle staatlichen Ebenen erfassenden 
Gesundheitskonzepts bedarf, das eine umfassende und entschlossene Auseinandersetzung 
mit den Risikofaktoren für nichtübertragbare Krankheiten und den zugrundeliegenden De-
terminanten ermöglicht. 

 Da nichtübertragbare Krankheiten vermeidbar sind und ihre Auswirkungen sich er-
heblich verringern lassen, könnten Millionen Menschenleben gerettet und unsägliches Leid 
abgewendet werden. Wir verpflichten uns daher zu folgenden Maßnahmen: 

 

Minderung der Risikofaktoren und Schaffung eines gesundheitsfördernden Umfelds 

43. die Durchführung sektorübergreifender und kostenwirksamer bevölkerungsweiter In-
terventionen voranzubringen, um die allgemeinen Risikofaktoren nichtübertragbarer Krank-
heiten, nämlich Tabakgebrauch, ungesunde Ernährungsweise, Bewegungsmangel und Alko-
holmissbrauch, in ihrer Wirkung zu mindern, und zu diesem Zweck die einschlägigen inter-
nationalen Übereinkünfte und Strategien umzusetzen, Bildungs-, Gesetzgebungs- und Regu-
lierungsmaßnahmen sowie fiskalpolitische Maßnahmen durchzuführen, unbeschadet der 
souveränen Rechte der Staaten hinsichtlich der Bestimmung und Festlegung ihrer Steuerpo-
litik, und gegebenenfalls sonstigen Politik, alle relevanten Sektoren, die Zivilgesellschaft 
und die Gemeinwesen einzubeziehen und 

 a) die Entwicklung sektorübergreifender öffentlicher Maßnahmen zu fördern, die 
ein gerechtes, gesundheitsförderndes Umfeld schaffen, das den Einzelnen, die Familie und 
die Gemeinschaft dazu befähigt, gesunde Entscheidungen zu treffen und ein gesundes Le-
ben zu führen; 

 b) nach Bedarf sektorübergreifende öffentliche Maßnahmen und Aktionspläne zur 
Förderung der Gesundheitserziehung und der Gesundheitskompetenz zu erarbeiten, zu ver-
stärken und durchzuführen, namentlich mittels evidenzbasierter schulischer und außerschu-
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lischer Bildungs- und Aufklärungsstrategien und -programme und Kampagnen zur Aufklä-
rung der Öffentlichkeit, die wichtige Förderfaktoren der Prävention und Bekämpfung nicht-
übertragbarer Krankheiten sind, wobei wir uns dessen bewusst sind, dass viele Länder gera-
de erst begonnen haben, der Frage der Gesundheitskompetenz verstärkte Aufmerksamkeit 
zu widmen; 

 c) dafür zu sorgen, dass die Vertragsstaaten das Rahmenübereinkommen der WHO 
zur Eindämmung des Tabakgebrauchs rascher durchführen, unter Berücksichtigung des ge-
samten Maßnahmenspektrums, das auch Maßnahmen zur Verminderung des Gebrauchs und 
des Angebots umfasst, und die Länder, die dem Rahmenübereinkommen noch nicht beige-
treten sind, zu ermutigen, dies zu erwägen, in der Erkenntnis, dass eine deutliche Verminde-
rung des Tabakkonsums wesentlich zur Verringerung nichtübertragbarer Krankheiten bei-
trägt und für den Einzelnen und für die Länder einen erheblichen gesundheitlichen Nutzen 
haben kann und dass preisbezogene und steuerliche Maßnahmen ein wirksames und wichti-
ges Mittel zur Verminderung des Tabakkonsums sind; 

 d) die Umsetzung der Globalen Strategie der WHO für Ernährung, Bewegung und 
Gesundheit voranzubringen, so auch nach Bedarf durch politische und andere Maßnahmen 
zur Förderung einer gesunden Ernährung und vermehrter körperlicher Betätigung in der ge-
samten Bevölkerung und in allen Aspekten des täglichen Lebens, beispielsweise durch die 
vorrangige Durchführung von regelmäßigem, körperlich forderndem Sportunterricht in den 
Schulen, eine die aktive Fortbewegung fördernde Stadtplanung und Umgestaltung von Städ-
ten, Anreize für Gesundheitsförderungsprogramme am Arbeitsplatz und mehr Sicherheit in 
öffentlichen Parks und Freizeitanlagen, um die körperliche Betätigung zu fördern; 

 e) die Umsetzung der Globalen Strategie der WHO zur Bekämpfung des Alkohol-
missbrauchs zu fördern, in dem Bewusstsein, dass im Benehmen mit den maßgeblichen Ak-
teuren geeignete innerstaatliche Aktionspläne erarbeitet werden müssen, um konkrete Maß-
nahmen und Programme zu entwickeln, namentlich unter Berücksichtigung des gesamten 
Spektrums der in der Globalen Strategie genannten Optionen, das Problembewusstsein für 
Alkoholmissbrauch, insbesondere unter jungen Menschen, zu erhöhen und die WHO zur 
stärkeren Unterstützung der Mitgliedstaaten in diesem Bereich aufzufordern; 

 f) die Umsetzung der Empfehlungen der WHO für die Vermarktung von Nah-
rungsmitteln und nichtalkoholischen Getränken an Kinder zu fördern, namentlich von Nah-
rungsmitteln mit hohem Anteil an gesättigten Fetten, Transfettsäuren, freien Zuckern oder 
Salz, in dem Bewusstsein, dass Forschungen zeigen, wie massiv die Nahrungsmittelwer-
bung auf Kinder zielt, dass stark fett-, zucker- oder salzhaltige Nahrungsmittel in besonders 
hohem Maße vermarktet werden und dass Fernsehwerbung die Nahrungsmittelpräferenzen, 
die Kaufwünsche und die Konsummuster von Kindern beeinflusst, und unter Berücksichti-
gung der bestehenden Rechtsvorschriften und innerstaatlichen Regelungen; 

 g) die Entwicklung kostenwirksamer Interventionsmaßnahmen zu fördern bezie-
hungsweise ihre Durchführung einzuleiten, um Salz, Zucker und gesättigte Fette zu reduzie-
ren und industriell hergestellte Transfettsäuren aus Nahrungsmitteln zu eliminieren, indem 
unter anderem der Herstellung und Vermarktung von Nahrungsmitteln, die zu einer unge-
sunden Ernährung beitragen, entgegengewirkt wird, unter Berücksichtigung der bestehen-
den Rechtsvorschriften und Regelungen; 

 h) eine Politik zu fördern, die die Erzeugung und Verarbeitung von Nahrungsmit-
teln, die zu einer gesunden Ernährung beitragen, unterstützt und den Zugang zu diesen Nah-
rungsmitteln erleichtert, mehr Möglichkeiten zur Verwendung gesunder lokaler Agrarpro-
dukte und Nahrungsmittel zu schaffen und so zu den Bemühungen beizutragen, die mit der 
Globalisierung verbundenen Herausforderungen zu bewältigen, die durch sie gebotenen 
Chancen zu nutzen und Ernährungssicherheit zu erreichen; 
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 i) das Stillen und gegebenenfalls auch das ausschließliche Stillen bis etwa zum 
sechsten Lebensmonat zu fördern, zu schützen und zu unterstützen, da Stillen die Infek-
tionsanfälligkeit und das Unterernährungsrisiko senkt, das Wachstum und die Entwicklung 
von Säuglingen und Kleinkindern fördert und das spätere Erkrankungsrisiko, beispielsweise 
für Adipositas und nichtübertragbare Krankheiten, mindert, und in diesem Zusammenhang 
die Anwendung des internationalen Kodexes für die Vermarktung von Muttermilchersatz 
und der späteren einschlägigen Resolutionen der Weltgesundheitsversammlung zu stärken; 

 j) im Rahmen nationaler Impfkalender den erweiterten Zugang zu kostenwirksa-
men Impfungen zu fördern, um mit Krebserkrankungen verbundene Infektionen zu verhü-
ten; 

 k) nach Maßgabe der nationalen Gegebenheiten den erweiterten Zugang zu kos-
tenwirksamer Krebs-Früherkennung zu fördern; 

 l) nach Bedarf ein Bündel bewährter, wirksamer Interventionen, beispielsweise 
Maßnahmen zur Gesundheitsförderung und zur Primärprävention, auf breiter Ebene einzu-
führen und durch ein wirksames sektorübergreifendes Vorgehen, das an den Risikofaktoren 
und den Determinanten von Gesundheit ansetzt, Maßnahmen zur Prävention und Bekämp-
fung nichtübertragbarer Krankheiten anzustoßen;  

44. den Privatsektor mit dem Ziel der Stärkung seines Beitrags zur Prävention und Be-
kämpfung nichtübertragbarer Krankheiten aufzufordern, gegebenenfalls 

 a) Maßnahmen zur Umsetzung der Empfehlungen der WHO zur Verringerung der 
Wirksamkeit der Vermarktung ungesunder Nahrungsmittel und nichtalkoholischer Getränke 
an Kinder zu treffen, wobei die bestehenden innerstaatlichen Rechtsvorschriften und Rege-
lungen zu berücksichtigen sind; 

 b) zu erwägen, vermehrt Nahrungsmittel herzustellen und zu bewerben, die mit ei-
ner gesunden Ernährungsweise im Einklang stehen, und zu diesem Zweck bestimmte Pro-
dukte so zu verändern, dass gesündere, erschwingliche und zugängliche Alternativen entste-
hen, die den jeweiligen Normen für Nährwertangaben und Etikettierung folgen und nament-
lich Angaben zum Zucker-, Salz- und Fettgehalt sowie gegebenenfalls zum Gehalt an Trans-
fettsäuren umfassen; 

 c) die Ausgangsbedingungen für gesundheitsbewusstes Arbeitnehmerverhalten zu 
fördern und zu schaffen, namentlich durch Rauchverbot am Arbeitsplatz und die Herstel-
lung eines sicheren, gesunden Arbeitsumfelds durch Arbeitsschutzmaßnahmen, darunter ge-
gebenenfalls vorbildliche unternehmerische Praktiken, betriebliche Gesundheitsprogramme 
und Krankenversicherungspläne; 

 d) darauf hinzuwirken, dass die Nahrungsmittelindustrie weniger Salz verwendet 
und der Salzkonsum sinkt; 

 e) zu den Maßnahmen beizutragen, die den Zugang zu den Medikamenten und 
Technologien zur Prävention und Bekämpfung nichtübertragbarer Krankheiten verbessern 
und sie erschwinglicher machen sollen; 

 

Stärkung der nationalen Politik und der nationalen Gesundheitssysteme 

45. bis 2013 sektorübergreifende nationale Politiken und Pläne zur Prävention und Be-
kämpfung nichtübertragbarer Krankheiten zu fördern, aufzustellen beziehungsweise zu un-
terstützen und zu stärken und dabei nach Bedarf den Aktionsplan 2008-2013 der WHO für 
die Globale Strategie zur Prävention und Bekämpfung nichtübertragbarer Krankheiten und 
die darin verankerten Ziele zu berücksichtigen und Schritte zur Umsetzung dieser Politiken 
und Pläne zu unternehmen; 
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 a) politische Maßnahmen und Programme zur Bekämpfung nichtübertragbarer 
Krankheiten nach Bedarf zu stärken und in die Planungsprozesse im Gesundheitswesen und 
in die nationale Entwicklungsagenda eines jeden Mitgliedstaats zu integrieren; 

 b) gegebenenfalls eine umfassende Stärkung von Gesundheitssystemen anzustre-
ben, die die primäre Gesundheitsversorgung unterstützen, wirksame, nachhaltige und koor-
dinierte Maßnahmen sowie evidenzbasierte, kostenwirksame, ausgewogene und integrierte 
wesentliche Leistungen zur Bekämpfung der Risikofaktoren für nichtübertragbare Krank-
heiten, zur Prävention und Behandlung dieser Krankheiten und zur entsprechenden Versor-
gung erbringen, eingedenk dessen, wie wichtig es ist, Patientenmündigkeit, Rehabilitation 
und die palliative Versorgung von Menschen mit nichtübertragbaren Krankheiten zu fördern 
und angesichts dessen, dass nichtübertragbare Krankheiten oft chronisch sind, ein Lebens-
zykluskonzept zu verfolgen; 

 c) im Einklang mit den nationalen Prioritäten und unter Berücksichtigung der in-
nerstaatlichen Gegebenheiten vorrangig mehr Haushaltsmittel für die Bekämpfung der Risi-
kofaktoren nichtübertragbarer Krankheiten und für die Überwachung, Prävention, Früher-
kennung und Behandlung dieser Krankheiten sowie für die entsprechende Versorgung und 
Unterstützung, einschließlich Palliativversorgung, zu veranschlagen; 

 d) zu untersuchen, wie ausreichende und berechenbare Ressourcen dauerhaft über 
innerstaatliche, bilaterale, regionale und multilaterale Kanäle, darunter traditionelle und 
freiwillige innovative Finanzierungsmechanismen, bereitgestellt werden können; 

 e) auf der Grundlage von nach Geschlecht und Alter aufgeschlüsselten Daten ge-
schlechtsdifferenzierte Ansätze zur Prävention und Bekämpfung nichtübertragbarer Krank-
heiten zu verfolgen und zu fördern, um den entscheidenden Unterschieden Rechnung zu 
tragen, die beim Morbiditäts- und Sterblichkeitsrisiko aufgrund nichtübertragbarer Krank-
heiten zwischen Frauen und Männern bestehen; 

 f) die sektorübergreifende Beteiligung einer Vielzahl von Interessenträgern zu för-
dern, um den steigenden Trend zur Adipositas bei Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen 
aufzuhalten und umzukehren; 

 g) wenn bei der Inzidenz nichtübertragbarer Krankheiten und ihrer häufigsten Ri-
sikofaktoren gesundheitliche Unterschiede zwischen indigenen Völkern und nichtindigenen 
Bevölkerungsgruppen bestehen, anzuerkennen, dass diese Unterschiede oft historisch, wirt-
schaftlich und sozial bedingt sind, dafür zu sorgen, dass indigene Völker und Gemeinschaf-
ten gegebenenfalls an der Entwicklung, Durchführung und Evaluierung von Politiken, Plä-
nen und Programmen zur Prävention und Bekämpfung nichtübertragbarer Krankheiten be-
teiligt werden, und gleichzeitig den Auf- und Ausbau der entsprechenden Kapazitäten auf 
verschiedenen Ebenen zu fördern und das kulturelle Erbe und das traditionelle Wissen indi-
gener Völker anzuerkennen und ihre traditionelle Medizin entsprechend zu achten, zu erhal-
ten und zu fördern, einschließlich der Erhaltung ihrer lebenswichtigen pflanzlichen, tie-
rischen und mineralischen Arzneimittel; 

 h) ferner das Potenzial und den Beitrag traditionellen und lokalen Wissens anzuer-
kennen und in dieser Hinsicht das Wissen und den sicheren und wirksamen Einsatz traditio-
neller Arzneien, Behandlungsformen und Praktiken, jeweils ausgehend von den Gegeben-
heiten in jedem Land, im Einklang mit den nationalen Kapazitäten, Prioritäten, einschlägi-
gen Rechtsvorschriften und Gegebenheiten zu achten und zu bewahren; 

 i) alles Erforderliche zu tun, um unter nationaler Federführung stehende, nachhal-
tige, kostenwirksame und umfassende Präventivmaßnahmen gegen nichtübertragbare 
Krankheiten in allen Sektoren zu stärken, mit der vollen und aktiven Mitwirkung der mit 
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diesen Krankheiten lebenden Menschen, der Zivilgesellschaft und gegebenenfalls des Pri-
vatsektors; 

 j) die Produktion, die Ausbildung und die Bindung von Gesundheitsfachkräften zu 
fördern, um dafür zu sorgen, dass in den Ländern und Regionen genügend qualifiziertes Ge-
sundheitspersonal im Einsatz ist, im Einklang mit dem Globalen Verhaltenskodex der Welt-
gesundheitsorganisation für die grenzüberschreitende Anwerbung von Gesundheitsfachkräf-
ten; 

 k) soweit angezeigt die Informationssysteme für Planung und Management im Ge-
sundheitswesen zu stärken, namentlich durch die Erhebung, Aufschlüsselung, Analyse, Aus-
legung und Verbreitung von Daten und gegebenenfalls den Aufbau nationaler Bevölke-
rungsregister und die Durchführung von Bevölkerungserhebungen, um geeignete und recht-
zeitige Interventionsmaßnahmen für die gesamte Bevölkerung zu erleichtern; 

 l) im Einklang mit den nationalen Prioritäten der Überwachung und Früherken-
nung, Reihenuntersuchungen, der Diagnose und Behandlung nichtübertragbarer Krankhei-
ten sowie deren Prävention und Bekämpfung höhere Priorität einzuräumen sowie sichere, 
erschwingliche, wirksame und hochwertige Medikamente und Technologien zu ihrer Dia-
gnose und Behandlung leichter zugänglich zu machen, einen dauerhaften Zugang zu Medi-
kamenten und Technologien zu gewährleisten, namentlich durch die Erarbeitung und An-
wendung evidenzbasierter Leitlinien für die Behandlung nichtübertragbarer Krankheiten, 
für die effiziente Beschaffung und Verteilung von Medikamenten in den einzelnen Ländern 
zu sorgen, tragfähige Finanzierungsoptionen zu stärken und den Einsatz erschwinglicher 
Medikamente, einschließlich Generika, sowie einen besseren Zugang zu den Diensten von 
Präventions-, Heil-, Palliativ- und Rehabilitationseinrichtungen, insbesondere auf lokaler 
Ebene, zu fördern; 

 m) im Einklang mit den von den Ländern aufgestellten Prioritäten wirksame, evi-
denzbasierte und kostenwirksame Interventionsmaßnahmen auszuweiten, die erwiesener-
maßen über das Potenzial verfügen, Menschen mit nichtübertragbaren Krankheiten zu be-
handeln, Menschen mit hohem Erkrankungsrisiko zu schützen und das Risiko bevölke-
rungsweit zu senken; 

 n) anzuerkennen, wie wichtig eine lückenlose Versorgung der gesamten Bevölke-
rung durch die nationalen Gesundheitsversorgungssysteme ist, insbesondere mittels der Me-
chanismen der primären Gesundheitsversorgung und des Sozialschutzes, damit alle Men-
schen, insbesondere aus den ärmsten Bevölkerungsteilen, Zugang zu Gesundheitsdiensten 
erhalten; 

 o) dafür einzutreten, dass die Prävention und Bekämpfung nichtübertragbarer 
Krankheiten in die Programme zur Förderung der sexuellen und reproduktiven Gesundheit 
sowie der Gesundheit von Müttern und Kindern, insbesondere auf der Ebene der primären 
Gesundheitsversorgung, sowie gegebenenfalls in weitere Programme einbezogen werden, 
sowie Interventionsmaßnahmen auf diesen Gebieten in die Programme zur Prävention 
nichtübertragbarer Krankheiten aufzunehmen; 

 p) den Zugang zu umfassenden und kostenwirksamen Präventions-, Behandlungs- 
und Versorgungsprogrammen für das integrierte Management nichtübertragbarer Krankhei-
ten zu fördern, unter anderem durch die Erweiterung des Zugangs zu erschwinglichen, si-
cheren, wirksamen und hochwertigen Medikamenten, Diagnostika und anderen Technolo-
gien, namentlich durch die volle Nutzung der Flexibilitäten im Bereich der handelsbezoge-
nen Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums; 

 q) die diagnostischen Dienstleistungen zu verbessern, namentlich indem die Kapa-
zitäten von Labordiensten und Diensten für bildgebende Verfahren und der Zugang zu die-
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sen durch eine ausreichende Ausstattung mit entsprechend qualifiziertem Personal erweitert 
werden, und in Zusammenarbeit mit dem Privatsektor Diagnosegeräte und -technologien er-
schwinglicher und leichter zugänglich zu machen und ihren Unterhalt zu erleichtern; 

 r) die Bildung von Bündnissen und Netzwerken nationaler, regionaler und globaler 
Akteure, namentlich Hochschulen und Forschungseinrichtungen, zu fördern, damit neue 
Medikamente, Impfstoffe, Diagnostika und Technologien entwickelt werden, auf der Grund-
lage der unter anderem auf dem Gebiet von HIV/Aids gewonnenen Erfahrungen und ent-
sprechend den nationalen Prioritäten und Strategien; 

 s) die Infrastruktur des Gesundheitswesens, namentlich für die Beschaffung, La-
gerhaltung und Verteilung von Medikamenten, insbesondere Transport- und Lagernetzwer-
ke, zu stärken, um die effiziente Erbringung von Diensten zu erleichtern; 

 

Internationale Zusammenarbeit, einschließlich kooperativer Partnerschaften 

46. die internationale Zusammenarbeit zur Unterstützung der nationalen, regionalen und 
globalen Pläne zur Prävention und Bekämpfung nichtübertragbarer Krankheiten zu stärken, 
unter anderem durch den Austausch bewährter Verfahren auf dem Gebiet der Gesundheits-
förderung, der Gesetzgebung und Regulierung und der Stärkung der Gesundheitssysteme, 
der Ausbildung von Gesundheitsfachkräften, der Entwicklung einer geeigneten gesundheit-
lichen Infrastruktur und der Diagnostik und durch die Förderung der Entwicklung und 
Verbreitung geeigneter und erschwinglicher Technologien, eines nachhaltigen Technologie-
transfers zu einvernehmlich vereinbarten Bedingungen und der Produktion erschwinglicher, 
sicherer, wirksamer und hochwertiger Medikamente und Impfstoffe, bei gleichzeitiger An-
erkennung der diesbezüglichen Führungsrolle der WHO als der in erster Linie zuständigen 
Sonderorganisation für Gesundheitsfragen; 

47. den Beitrag der gezielten Hilfe für den Gesundheitssektor anzuerkennen, ohne dabei 
zu vergessen, dass noch weitaus mehr getan werden muss. Wir fordern die Erfüllung aller 
die öffentliche Entwicklungshilfe betreffenden Zusagen, namentlich der Zusagen vieler 
entwickelter Länder, bis 2015 den Zielwert von 0,7 Prozent des Bruttonationaleinkommens 
für die öffentliche Entwicklungshilfe zu erreichen, sowie die Erfüllung der in dem Aktions-
programm von Istanbul für die am wenigsten entwickelten Länder für die Dekade 2011-
2020 enthaltenen Zusagen, und fordern die entwickelten Länder, die dies noch nicht getan 
haben, mit äußerstem Nachdruck auf, zusätzliche konkrete Anstrengungen zur Erfüllung ih-
rer Zusagen zu unternehmen; 

48. zu betonen, wie wichtig die Nord-Süd- und die Süd-Süd-Zusammenarbeit sowie die 
Dreieckskooperation für die Prävention und Bekämpfung nichtübertragbarer Krankheiten 
sind, um auf nationaler, regionaler und internationaler Ebene ein günstiges Umfeld für eine 
gesunde Lebensweise zu fördern, eingedenk dessen, dass die Süd-Süd-Zusammenarbeit die 
Nord-Süd-Zusammenarbeit nicht ersetzt, sondern vielmehr ergänzt; 

49. alle gangbaren Wege zur Ermittlung und Mobilisierung ausreichender, berechenbarer 
und dauerhafter Finanzmittel und der erforderlichen personellen und technischen Ressour-
cen zu fördern sowie eine Unterstützung freiwilliger, kostenwirksamer und innovativer Me-
thoden der Langzeitfinanzierung für die Prävention und Bekämpfung nichtübertragbarer 
Krankheiten zu erwägen, unter Berücksichtigung der Millenniums-Entwicklungsziele; 

50. den Beitrag der internationalen Zusammenarbeit und Hilfe zur Prävention und Be-
kämpfung nichtübertragbarer Krankheiten anzuerkennen und in dieser Hinsicht dazu zu er-
mutigen, die Frage der nichtübertragbaren Krankheiten auch künftig in die Programme und 
Initiativen auf dem Gebiet der Entwicklungszusammenarbeit aufzunehmen; 
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51. die WHO als die in erster Linie zuständige Sonderorganisation der Vereinten Nationen 
für Gesundheitsfragen sowie alle weiteren zuständigen Organisationen, Fonds und Pro-
gramme des Systems der Vereinten Nationen, die internationalen Finanzinstitutionen, die 
Entwicklungsbanken und andere wichtige internationale Organisationen aufzufordern, in 
Abstimmung miteinander die nationalen Anstrengungen zur Prävention und Bekämpfung 
nichtübertragbarer Krankheiten und zur Minderung ihrer Auswirkungen zu unterstützen; 

52. den zuständigen internationalen Organisationen eindringlich nahezulegen, den Ent-
wicklungsländern, insbesondere den am wenigsten entwickelten Ländern, auch weiterhin 
technische Hilfe und Kapazitätsaufbauhilfe auf dem Gebiet der Prävention und Bekämpfung 
nichtübertragbarer Krankheiten und der Förderung des Zugangs zu Medikamenten für alle 
bereitzustellen, namentlich durch die volle Anwendung der Flexibilitäten und Bestimmun-
gen betreffend die handelsbezogenen Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums; 

53. die Qualität der Hilfe zu steigern, indem wir die nationale Eigenverantwortung, die 
Partnerausrichtung, die Harmonisierung, die Berechenbarkeit, die gegenseitige Rechen-
schaftspflicht und Transparenz sowie die Ergebnisorientierung stärken; 

54. gegebenenfalls die Akteure außerhalb des Gesundheitssektors sowie wesentliche In-
teressenträger, einschließlich des Privatsektors und der Zivilgesellschaft, in kooperative 
Partnerschaften zur Förderung der Gesundheit und zur Minderung der Risikofaktoren für 
nichtübertragbare Krankheiten einzubinden, namentlich durch den Aufbau lokaler Kapazitä-
ten zur Förderung einer gesunden Ernährungs- und Lebensweise; 

55. Partnerschaften zwischen Staat und Zivilgesellschaft zu fördern und dabei auf dem 
Beitrag von nichtstaatlichen Organisationen aus dem Gesundheitsbereich und von Patien-
tenorganisationen aufzubauen, um nach Bedarf die Bereitstellung von Diensten zur Präven-
tion und Bekämpfung nichtübertragbarer Krankheiten sowie zur entsprechenden Behand-
lung und Versorgung, einschließlich Palliativversorgung, zu unterstützen; 

56. den Kapazitätsausbau der nichtstaatlichen Organisationen, die auf nationaler und re-
gionaler Ebene auf dem Gebiet der nichtübertragbaren Krankheiten tätig sind, zu fördern, 
damit sie als Partner bei der Prävention und Bekämpfung nichtübertragbarer Krankheiten 
ihr Potenzial voll entfalten können; 

 

Forschung und Entwicklung 

57. nationale und internationale Investitionen aktiv zu fördern und die einzelstaatlichen 
Kapazitäten für eine hochwertige Forschung und Entwicklung im Hinblick auf alle Aspekte 
im Zusammenhang mit der nachhaltigen und kostenwirksamen Prävention und Bekämpfung 
nichtübertragbarer Krankheiten zu erweitern, wobei wir uns der Wichtigkeit weiterer Inno-
vationsanreize bewusst sind; 

58. den Einsatz der Informations- und Kommunikationstechnologie zur Verbesserung der 
Programmdurchführung, der Ergebnisse im Gesundheitsbereich, der Gesundheitsförderung 
und der Berichterstattungs- und Überwachungssysteme sowie nach Bedarf zur Verbreitung 
von Informationen über erschwingliche, kostenwirksame, nachhaltige und hochwertige In-
terventionsmaßnahmen, bewährte Praktiken und Erkenntnisse auf dem Gebiet der nicht-
übertragbaren Krankheiten zu fördern; 

59. die Forschung auf dem Gebiet der nichtübertragbaren Krankheiten sowie die Nutzung 
ihrer Ergebnisse zu unterstützen und zu erleichtern, mit dem Ziel, die Wissensbasis für lau-
fende nationale, regionale und globale Maßnahmen zu erweitern; 
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Überwachung und Evaluierung 

60. nach Bedarf die Überwachungs- und Kontrollsysteme auf einzelstaatlicher Ebene zu 
verstärken, namentlich die in die nationalen Gesundheitsinformationssysteme integrierten 
Erhebungen, die die von den Risikofaktoren ausgehende Belastung, die erzielten Ergebnis-
se, die sozialen und wirtschaftlichen Determinanten von Gesundheit und die Maßnahmen 
des Gesundheitssystems erfassen, in der Erkenntnis, dass solche Systeme für ein geeignetes 
Vorgehen gegen nichtübertragbare Krankheiten von entscheidender Bedeutung sind; 

61. die WHO aufzufordern, unter voller Beteiligung der Mitgliedstaaten und unter Be-
rücksichtigung ihrer jeweiligen Gegebenheiten die Trends bei der Durchführung nationaler 
Strategien und Pläne betreffend nichtübertragbare Krankheiten zu verfolgen und die erziel-
ten Fortschritte zu bewerten und dabei ihre bestehenden Strukturen zu nutzen und mit den 
Organisationen, Fonds und Programmen der Vereinten Nationen und nach Bedarf mit ande-
ren maßgeblichen regionalen und internationalen Organisationen zusammenzuarbeiten, auf-
bauend auf den laufenden Anstrengungen, bis Ende 2012 einen umfassenden globalen  
Überwachungsrahmen zu entwickeln, der einen Katalog von Indikatoren enthält und über-
regional und länderübergreifend anwendbar ist, einschließlich durch sektorübergreifende 
Ansätze; 

62. die WHO aufzufordern, in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten über die Lei-
tungsgremien der WHO und in Zusammenarbeit mit den Organisationen, Fonds und Pro-
grammen der Vereinten Nationen und nach Bedarf mit anderen maßgeblichen regionalen 
und internationalen Organisationen auf der Grundlage der laufenden Arbeiten vor Ende 
2012 Empfehlungen für einen Katalog freiwilliger globaler Zielvorgaben für die Prävention 
und Bekämpfung nichtübertragbarer Krankheiten zu erarbeiten; 

63. zu erwägen, nationale Zielvorgaben und Indikatoren auf der Grundlage der nationalen 
Gegebenheiten und aufbauend auf den Leitlinien der WHO aufzustellen, um die Anstren-
gungen verstärkt auf die Bewältigung der Auswirkungen nichtübertragbarer Krankheiten zu 
richten, und die bei der Prävention und Bekämpfung nichtübertragbarer Krankheiten und ih-
rer Risikofaktoren und Determinanten erzielten Fortschritte zu bewerten; 

 

Folgemaßnahmen 

64. den Generalsekretär zu ersuchen, in enger Zusammenarbeit mit der Generaldirektorin 
der WHO und in Absprache mit den Mitgliedstaaten, den Fonds und Programmen der Ver-
einten Nationen und anderen maßgeblichen internationalen Organisationen bis Ende 2012 
der Generalversammlung auf ihrer siebenundsechzigsten Tagung und zur Behandlung durch 
die Mitgliedstaaten Optionen zu unterbreiten, wie sektorübergreifende Maßnahmen zur Prä-
vention und Bekämpfung nichtübertragbarer Krankheiten durch wirksame Partnerschaften 
gestärkt und erleichtert werden können; 

65. den Generalsekretär zu ersuchen, in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten, der 
WHO und den maßgeblichen Fonds, Programmen und Sonderorganisationen des Systems 
der Vereinten Nationen der Generalversammlung auf ihrer achtundsechzigsten Tagung einen 
Bericht über den Erfüllungsstand der in dieser Politischen Erklärung abgegebenen Zusagen, 
namentlich über die Fortschritte bei den sektorübergreifenden Maßnahmen, und über die 
Auswirkungen auf die Erreichung der international vereinbarten Entwicklungsziele, ein-
schließlich der Millenniums-Entwicklungsziele, vorzulegen, der zur Vorbereitung einer um-
fassenden Überprüfung und Bewertung der Fortschritte bei der Prävention und Bekämpfung 
nichtübertragbarer Krankheiten im Jahr 2014 beiträgt. 

 


